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SITZUNGSVORLAGE Nr.|[21-V-61-001S8

(Jahr-V-Amt-Nr.)

Betreff: Dezernat(e) v

Flachennutzungsplandnderung fiir den Planbereich ,,Parkhaus Berliner Stra3e” im Ortsbezirk
Siidost - Entwurfsbeschluss -

Anlage/n siehe Seite 3

[]Bericht zum Beschluss Nr. vom

Stellungnahmen

Personal- und Organisationsamt nicht erforderlich erforderlich .
Kammerei reine Personalvorlage " | = s.unten i
Rechtsamt nicht erforderlich erforderlich .
Umweltamt: Umweltpriifung nicht erforderlich & erforderlich .
Frauenbeauftragte nach - dem HGIG nicht erforderlich erforderlich e
- der HGO nicht erforderlich erforderlich f'“
StraBenverkehrsbehérde nicht erforderlich erforderlich e
Projekt-/Bauinvestitionscontrolling nicht erforderlich erforderlich e
Sonstige: nicht erforderlich erforderlich .
Beratungsfolge DL-Nr.
(wird von Amt 16 ausgefiillt)
a) |Ortsbeirat nicht erforderlich erforderlich o
Kommission nicht erforderlich erforderlich f'“
Auslanderbeirat nicht erforderlich erforderlich e
b) | Seniorenbeirat nicht erforderlich erforderlich o
Magistrat Tagesordnung A Tagesordnung B ¢
Eingangsstempel Biiro des Magistrats Umdruck nur fur Magistratsmitglieder L]
ihasdstc\:/r?lrjgrsdnetenversamqung nicht erforderlich ¢ erforderlich v
Eingangsstempel Amt 16 offentlich f* nicht 6ffentlich
<] wird im Internet/PIWI veréffentlicht

Bestatigung Dezernent

i. V. Gert-Uwe Mende
Oberburgermeister

Vermerk Kdmmerei

[] Stellungnahme nicht erforderlich

[] Die Vorlage erfiillt die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen.

[ ] > siehe gesonderte Stellungnahme

Wiesbaden,

Imholz
Stadtkdmmerer
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A _Finanzielle Auswirkungen

Mit der antragsgemafen Entscheidung sind [X] keine finanziellen Auswirkungen verbunden.

[] finanzielle Auswirkungen verbunden.

(in diesem Fall bitte weiter ausfiillen)

|. _Aktuelle Prognose Ergebnisrechnung Dezernat

[] rot L] grin

HMS-Ampel Prognose Zuschussbedarf:

abs.:

in %:

Il. Aktuelle Prognose Investitionsmanagement Dezernat

[] Investition ]

Investitionscontrolling Instandhaltung

Budget verfigte Ausgaben (Ist): abs.:

in %:

I1l. Ubersicht finanzielle Auswirkungen der Sitzungsvorlage

Es handelt sich um [ ] Mehrkosten

[ ] budgettechnische Umsetzung

Gesamt-

darin zuséatzl.

Finanzierung

. . (Sperre, Kontierung | Kontierung
IM | CO | Jahr | Bezeichnung kci):tgn Bedair[f]::pllupl Ertrag) (Objekt) (Konto)
in€

Bezeichnung

Summe einmalige Kosten:

Summe Folgekosten:

Bei Bedarf Hinweise /Erlauterung:
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B_Kurzbeschreibung des Vorhabens

Die Inhalte dieses Feldes werden (auler bei vertraulichen Vorlagen, wie z. B. Disziplinarvorlagen) im Internet/Intranet verdffentlicht
und dirfen den Umfang von 1200 Zeichen nicht Gberschreiten (soweit erforderlich: Ergdnzende Erlauterungen s. Pkt. IV.; bei
einigen Vorlagen (z. B. Personalvorlagen) entfallen die weiteren Ausfihrungen ab Pkt. I.)

Es diirfen hier keine personenbezogenen Daten im Sinne des Hessischen Datenschutzgesetzes verwendet werden (Ausnahme:
Einwilligungserklarung des/der Betroffenen liegt vor). Es handelt sich um ein Pflichtfeld.

Die Flachennutzungsplan-Anderung parallel zum Bebauungsplanverfahren ,Parkhaus Berliner
Stral3e” dient der Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen zum Bau eines
Parkhauses stdwestlich der Berliner Stral3e in hoher baulicher Dichte bei gleichzeitig
stadtebaulicher und freiraumplanerischer Qualitat. Da im Gebiet ein hoher Parkdruck besteht,
soll der dort vorhandene 6ffentliche Parkplatz durch ein leistungsstarkeres Parkhaus ersetzt und
erweitert werden. Durch die Errichtung des Parkhauses soll der zusatzliche Bedarf an
offentlichen Stellplatzen gedeckt und die Mdglichkeit geboten werden, E-Mobilitat zu schaffen.
Der Standort soll zudem als dezentraler Mobilitatspunkt aufgewertet werden. Er soll u. a. dazu
beitragen, die "letzte Meile" in der Paketzustellung durch Angebote an Paketstationen und
Einrichtungen der innerstadtischen Zustelllogistik zu entlasten. Das neue Parkhaus stellt einen
wesentlichen Baustein im "Sofortpaket fir den Luftreinhalteplan zur Abwendung eines
Dieselfahrverbotes fir die Landeshauptstadt Wiesbaden" dar.

Anlagen:

1 Ubersicht tiber den Planbereich ,Parkhaus Berliner Stral3e* im Ortsbezirk Siidost

2 Planausschnitt des wirksamen Flachennutzungsplans der Landeshauptstadt Wiesbaden im
Maf3stab 1:10.000 fur den Planbereich ,,Parkhaus Berliner StraRe" im Ortsbezirk Stidost

3 Planausschnitt der beabsichtigten Anderung des Flachennutzungsplans der Landeshauptstadt

Wiesbaden im Maf3stab 1:10.000 fir den Planbereich ,,Parkhaus Berliner Stral3e” im Ortsbezirk

Sudost
4  Zeichenerklarung zu Ziffer 2 und 3
5 Entwurf der Begriindung mit Umweltbericht zu Ziffer 3

Die Anlagen sind im INTRANET in der raumbezogenen Informationsverarbeitung (RIV) im
raumbezogenen Informationssystem (RIS) digital verfugbar (http://riv/infogis/riv/riv3.html).

Erganzend werden die Anlagen Nr. 1-4 zu den Sitzungen bereitgehalten.

C Beschlussvorschlag:

1 Es wird zur Kenntnis genommen, dass

- eine friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB)
durchgefihrt wurde,

- die frihzeitige Beteiligung der Behodrden und sonstigen Trager Offentlicher Belange nach § 4
Abs. 1 BauGB durchgefiihrt wurde,

- die Themen Klimaschutz und Klimaanpassung im Bauleitplanverfahren beriicksichtigt
werden.

2  Dem Entwurf der beabsichtigten Anderung des Flachennutzungsplans fiir den Planbereich
~Parkhaus Berliner Stral3e” im Ortsbezirk Stidost wird zugestimmt (Anlage 3 bis 5 zur Vorlage).
Er ist zusammen mit den wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen
Stellungnahmen fir die Dauer eines Monats, mindestens jedoch fiir die Dauer von 30 Tagen,
oOffentlich auszulegen.


http://riv/infogis/riv/riv3.html
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3 Eswird zur Kenntnis genommen, dass

- nach 8 4 a Abs. 4 Satz 1 BauGB der Inhalt der ortsuiblichen Bekanntmachung nach
§ 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB und die nach 8§ 3 Abs. 2 Satz 1 BauGB auszulegenden Unterlagen
in das Internet einzustellen sind,

- zeitgleich zur 6ffentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB die Beteiligung der Behdrden
und sonstigen Tréager 6ffentlicher Belange nach 8§ 4 Abs. 2 BauGB durchgefuhrt wird.

4  Die Finanzierung der durch die Landeshauptstadt Wiesbaden zu tragenden Kosten ist im
Einzelfall im Rahmen des jeweils betroffenen Dezernatsbudgets zu decken. Die Umsetzung der
im Einzelnen geplanten Malinahmen erfolgt vorbehaltlich der jeweils zur Verfiigung stehenden
Haushaltsmittel und unter Beachtung der finanziellen Leistungsfahigkeit der Landeshauptstadt
Wiesbaden.

D Begriindung

I. Auswirkungen der Sitzungsvorlage

Allgemein:

Mit der Sitzungsvorlage wird das Verfahren zur Anderung des Flachennutzungsplans fortgefiihrt.
Nach Abschluss des Anderungsverfahrens sowie des parallel aufgestellten Bebauungsplans liegen
die planungsrechtlichen Voraussetzungen zum Bau eines Parkhauses vor.

Finanzielle Auswirkungen:

Die dem Stadtplanungsamt entstehenden internen Kosten sind im Haushalt des Stadtplanungsamts
berticksichtigt.

Wertschopfung:

Die vorliegende Planung schafft die Grundlage fur einen Bebauungsplan und ist damit Impuls fur
offentliche Investitionen im Plangebiet.

Zeitplanung:

Es ist geplant im 3. Quartal 2021 die beabsichtigte Flachennutzungsplan&nderung 6ffentlich
auszulegen.

Il. Demografische Entwicklung

Die Landeshauptstadt Wiesbaden erfillt mit circa 291 000 Einwohnern (31.12.2020) vielfaltige
oberzentrale Funktionen in der Wachstumsregion Rhein-Main. Mit der historischen Kernstadt und
der landschattlich reizvollen Lage umgeben von Taunus und Rheingau besitzt die Stadt eine
Vielzahl stadt- und landschaftsraumlicher Qualitaten. Wiesbaden ist Uber das Stral3en- und
Schienennetz sowie den internationalen Flughafen Frankfurt am Main sehr gut verkehrlich
angebunden. Mit dieser hohen Lebensqualitat ist die Stadt attraktiver Standort, unter anderem fir
die Wohnbevoélkerung, Arbeitskrafte und Unternehmen. Die Bevoélkerungsvorausberechnung des
Amtes fir Statistik und Stadtforschung schéatzt einen kontinuierlichen Anstieg der Bevdélkerungszahl
um 4,4 Prozent - etwa 13 000 Personen - bis zum Jahr 2035 auf knapp 304 000 Einwohner. In
Wiesbaden besteht grundsatzlich ein Bedarf an 6ffentlichen Kfz-Stellplatzen. In den nachsten
Jahren wird dieser aufgrund der demografischen Entwicklung und eines konstant hohen Anteils des
Autoverkehrs weiter ansteigen.

lll. Umsetzung Barrierefreiheit

Im Flachennutzungsplan wird die sich aus der beabsichtigten stadtebaulichen Entwicklung ergebende
Art der Bodennutzung in den Grundziigen dargestellt. Fur die weitere detaillierte Planung dienen die
nachgeordneten Ebenen des Bebauungsplans und/oder der Baugenehmigung.
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IV. Erganzende Erlduterungen

Zu Beschlussvorschlag Nr. 1:

Die friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB gewahrleistet die Unterrichtung
der Offentlichkeit tiber die allgemeinen Zwecke und Ziele der Planung, tiber Planungsalternativen
und die voraussichtlichen Auswirkungen der Planung und bietet die Gelegenheit zur AuRerung und
Erorterung durch die Offentlichkeit.

Die Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung
beruhrt werden kann, sind entsprechend § 4 Abs. 1 BauGB zu unterrichten und zur AuRerung auch
im Hinblick auf den erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprifung nach 8§ 2 Abs.
4 BauGB aufzufordern.

Die AuRerungen aus den friihzeitigen Beteiligungen wurden im Rahmen der Entwurfsplanung
abgearbeitet.

Der Flachennutzungsplananderung ist eine Begrindung mit einem Umweltbericht beizufligen. Im
Umweltbericht werden entsprechend dem Stand des Verfahrens die ermittelten und bewerteten
Belange des Klimaschutzes und der Klimaanpassung dargelegt (siehe Kapitel 8.3 ff der Anlage 5
zur Vorlage). Die konkreten das Klima betreffenden Mal3hahmen werden resultierend aus der
Prognose uber die Entwicklung des Umweltzustandes auf der nachgeordneten Ebene des
Bebauungsplans festgesetzt.

Zu Beschlussvorschlag Nr. 2:

Der vorwiegend als Parkplatz genutzte Bereich an der Berliner Straf3e ist im wirksamen
Flachennutzungsplan als ,Sportanlage” dargestellt. Leitlinien der Stadtentwicklung sind
insbesondere die Grundsatze der Innenentwicklung und einer flachen- und ressourcenschonenden
Bebauung. Vorrangig sollen daher bereits versiegelte Flachenpotenziale genutzt werden. Der zu
andernde Planbereich stellt ein Flachenpotenzial fir eine bessere Ausnutzung mit neuem Parkraum
dar, wodurch an anderer Stelle dringend bendtigter Wohnraum und soziale Infrastruktur geschaffen
werden kdnnen. Zur Umsetzung dieses Ziels ist die Anpassung des Planungsrechts erforderlich.

Die Abweichung zur Gré3e des Planbereichs im Bebauungsplanverfahren ergibt sich durch die
Herausnahme der Stra3enflachen, die beim Bebauungsplanverfahren Bestandteil des
Geltungsbereichs sind.

Einzelheiten der beabsichtigten Flachennutzungsplandnderung sind dem beigefligten
Planausschnitt, der Zeichenerklarung und dem Entwurf der Begriindung (Anlage 3 bis 5) zu
entnehmen.

Die offentliche Auslegung hat zentrale Bedeutung fiir die gebotene Beteiligung der Offentlichkeit.
Jeder Birger kann sich tber die stadtebauliche Planungsabsicht informieren und gegebenenfalls
Stellungnahmen vorbringen.

Folgende Fachbeitrage und Stellungnahmen liegen vor und sind im INTRANET in der
raumbezogenen Informationsverarbeitung (RIV) im raumbezogenen Informationssystem (RIS)
digital verfugbar (http:/riv/iinfogis/riv/riv3.html):

- Baugrundgutachten

- Klimagutachten

- Artenschutzgutachten

- Schallschutzgutachten

- Verkehrsgutachten

- Verkehrliche Untersuchung

- Prognose der im Jahr 2030 zu erwartenden Verkehrszustéande

- Kapazitatsuntersuchung des Verkehrsnetzes

- AuRere verkehrliche ErschlieBung des geplanten Mobilitatszentrums
- Regenwasserentwasserungskonzept


http://riv/infogis/riv/riv3.html
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Zu Beschlussvorschlag Nr. 3:

Die gleichzeitige Durchfiihrung der Verfahrensschritte nach § 3 Abs. 2 BauGB und 8§ 4 Abs. 2
BauGB dient der Beschleunigung des Planungsverfahrens.

V. Gepriifte Alternativen

Es wurden keine Alternativen gepruft. Zum einen befindet sich der gréfte Teil der Flache im Besitz
der Landeshauptstadt Wiesbaden, zum anderen liegt die Flache direkt an einer der
Haupteinfallstral3en in die Landeshauptstadt Wiesbaden. Am 14.02.2019 hat die
Stadtverordnetenversammlung die ,,Stadtebauliche Entwicklung 6stlich der BrunhildenstralRe*
beschlossen. Das Parkhaus stellt darin einen wesentlichen Baustein dar, ebenso wie im
"Sofortpaket fir den Luftreinhalteplan zur Abwendung eines Dieselfahrverbotes fur die
Landeshauptstadt Wiesbaden".

Wiesbaden, . Mai 2021
610220 ku/ 6477

i. V. Gert-Uwe Mende

Oberburgermeister



	Umweltamt: Umweltprüfung

